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fahren, die dem Landesrecht unterliegen, 
berechtigt, das Zeugnis über dasjenige zu ver- 
weigern, was ihnen in ihrer Eigenschaft als Seel- 
sorgende anvertraut worden oder bekannt 
geworden ist. 

Artikel 21 
Rundfunk 

(1) Die Freie Hansestadt Bremen setzt sich 
dafür ein, dass den Kirchen angemessene Sende- 
zeiten für Zwecke der Verkündigung und der 
Seelsorge sowie für sonstige religiöse Sendungen 
bei den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal- 
ten und bei den privaten Rundfunkveranstaltern 
eingeräumt werden. In den Aufsichtsgremien 
sind die Kirchen nach Maßgabe der Gesetze ver- 
treten. 

(2) Das Recht der Kirchen, privaten Rundfunk 
nach Maßgabe der landesrechtlichen Bestim- 
mungen zu veranstalten oder sich an Rundfunk- 
veranstaltern des privaten Rechts zu beteiligen, 
bleibt unberührt. 

Artikel 22 
Freundschaftsklauseln 

(1) Die Vertragsparteien werden zwischen 
ihnen etwa bestehende Meinungsverschiedenhei- 
ten über die Auslegung dieses Vertrages auf 
freundschaftliche Weise beilegen. 

(2) Die Vertragsparteien sind sich einig, dass 
dieser Vertrag durch einen neuen Vertrag ergänzt 
oder ersetzt werden kann. Haben sich die Ver- 
hältnisse, die für die Festsetzung des Vertragsin- 
halts maßgebend gewesen sind, seit dem 
Abschluss des Vertrages so wesentlich verändert, 
dass einer Vertragspartei das Festhalten an der 
ursprünglichen Regelung nicht zumutbar 
erscheint, so werden die Vertragsparteien in Ver- 
handlungen über eine Anpassung des Vertrages 
eintreten. 

(3) Sollte die Freie Hansestadt Bremen in Ver- 
trägen mit anderen vergleichbaren Religionsge- 
meinschaften über diesen Vertrag hinausgehende 
Rechte und Leistungen gewähren, werden die 
Vertragsparteien gemeinsam prüfen, ob wegen 
des Grundsatzes der Parität Anderungen dieses 
Vertrages notwendig sind. 

Artikel 23 
Inkrafttreten 

Dieser Vertrag bedarf der Zustimmung der 
Bremischen Bürgerschaft, des Kirchentages der 
Bremischen Evangelischen Kirche und der Lan- 
dessynode der Evangelisch-lutherischen Landes- 
kirche Hannovers und der Gesamtsynode der 
Evangelisch-reformierten Kirche (Synode ev.- 
ref. Kirchen in Bayern und Nordwestdeutsch- 
land). Er tritt mit dem Austausch der Mitteilun- 
gen über die Zustimmungen in Kraft. Der Zeit- 

punkt des Inkrafttretens wird im Gesetzblatt der 
Freien Hansestadt Bremen bekanntgemacht. 

B r e m e n ,  den 31.10.2001 

Für die Freie Hansestadt Bremen 
(mit dem Vorbehalt gemäß Art. 23) 

Bürgermeister Dr. Henning S C h e r  f 
Präsident des Senats 

Für die Bremische Evangelische Kirche 

B o e h m e  von Z o b e l t i t z  
Präsidentin Schriftführer 

Für die Evangelisch-lutherische ~andeski rche  
Hannovers 

Dr. Margot K ä ß m a n n 
Landesbischöfin 

Für die Evangelisch-reformierte Kirche 
(Synode ev.-ref. Kirchen in Bayern und 

Nordwestdeutschland) 

P a g e n s t e c h e r  H e r r e n b r ü c k  
Präsident Landessuperintendent 

Schlussprotokoll 

Bestandteil des Vertrages sind folgende Proto- 
kollerklärungen: 

z u  Art. 3: 

Die Evangelisch-lutherische Landeskirche 
Hannovers nimmt die Sonderstellung des Unter- 
richts in Biblischer Geschichte in der Freien 
Hansestadt Bremen zur Kenntnis. Sie hält dessen 
ungeachtet daran fest, dass das Zusammenwir- 
ken von Staat und Kirche im Schulwesen die 
Erteilung des bekenntnisgebundenen Religions- 
unterrichts nach Art. 7 Abs. 3 Grundgesetz als 
ordentliches Lehrfach an den öffentlichen Schu- 
len außerhalb des Anwendungsbereiches des Art. 
141 Grundgesetz gebietet. 

Zu Art. 16: 

Hierzu wird auf Artikel 22 Absatz 2 Satz 2 hin- 
gewiesen. 

,/d;ef K@-&+~ / 

Nr. 137 Kirchengesetz zur Stärkung der 
gesamtkirchlichen Rechtsetziing 

Vom 15. Dezember 2001 

Die Landessynode hat mit Zustimmung des 
Kirchensenates das folgende Kirchengesetz 
beschlossen: 
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Artikel 1 chensenat stellt den Zeitpunkt des In-Kraft- 
Zustimmung zur Änderung der Grundordnung Tretens fest und verkündet ihn im Kirchlichen 

der EKD Amtsblatt. 

$ 1  Der Kirchensenat hat dem von der Landessy- 
node beschlossenen Kirchengesetz zugestimmt. 

Dem Kirchengesetz der Evangelischen Kirche ES wird hiermit verkündet. 
in Deutschland zur Änderung der Grundordnung 
der Evangelischen Kirche in Deutschland vom H a n n o V er, 15. Dezember 2001 
9. November 2000 (ABI. EKD S. 458), das diesem 
Kirchengesetz als Anlage beigefügt ist, wird Der Kirchensenat 
zugestimmt. der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers 

$ 2  Dr. K ä ß m a n n  

Mit dem In-Kraft-Treten des Kirchengesetzes 
nach 5 1 wird das dadurch geschaffene Recht für 
die Landeskirche bindend. 

+ Artikel 2 
~ n d e r u n g  der Kirchenverfassung 

Artikel 127 der Verfassung der Ev.-luth. Lan- 
deskirche Hannovers in der Fassung vom 1. Juli 
1971 (Kirchl. Amtsbl. S. 189), zuletzt geändert 
durch das Kirchengesetz zur h d e r u n g  der Kir- 
chenverfassung vom 24. Juni 2001 (Kirchl. Amts- 
bl. S. 95), wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 3 werden die Wörter „mit Wirkung 
für die Gliedkirchen" durch die Wörter ,,mit 
Wirkung für alle oder mehrere Gliedkirchen" 
ersetzt. 

2. Absatz 4 Satz 1 erhält folgende neue Fassung: 
,,Eine Erklärung über die Zustimmung nach 
Artikel 10 a Abs. 2 der Grundordnung der 
Evangelischen Kirche in Deutschland kann 
das Landeskirchenamt erst abgeben, nachdem 
die Synode der Evangelischen Kirche in 
Deutschland den Wortlaut des Kirchengeset- 
zes beschlossen und die Landessynode mit 
Zustimmung des Kirchensenates ihr Einver- 
ständnis erklärt hat." 

3. Nach Absatz 4 wird folgender neue Absatz 5 
angefügt: 
„(5) Eine Erklärung über das Außerkraftset- 
Zen eines Kirchengesetzes der Evangelischen 
Kirche in Deutschland für die Landeskirche 
(Artikel 10 a Abs. 3 der Grundordnung der 
Evangelischen Kirche in Deutschland) kann 
das Landeskirchenamt erst abgeben, nachdem 
die Landessynode mit Zustimmung des Kir- 
chensenates ihr Einverständnis erklärt hat. 
Wird durch das Außerkraftsetzen die Verfas- 
sung der Landeskirche geändert, so gilt Arti- 
kel 120 entsprechend. " 

Artikel 3 
In-Kraft-Treten 

1. Artikel 1 tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 

I 2. Artikel 2 tritt am selben Tage wie das Kir- 
chengesetz der Evangelischen Kirche in 

I) Deutschland nach Artikel 1 in Kraft. Der Kir- 

Beschluss der Synode der Evangelischen Kirche 
in Deutschland zum Kirchengesetz zur 

Änderung der Grundordnung der 
Evangelischen Kirche in Deutschland. 

Vom 9. November 2000 

Die Synode der Evangelischen Kirche in 
Deutschland hat das folgende Kirchengesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 
Änderung der Grundordnung 

Die Grundordnung der Evangelischen Kirche 
in Deutschland vom 13. Juli 1948 (ABI. EKD 
S. 233), zuletzt geändert durch das Kirchengesetz 
der Evangelischen Kirche in Deutschland zur 
Regelung von Fragen im Zusammenhang mit der 
Herstellung der Einheit der Evangelischen Kir- 
che in Deutschland vom 24. Februar 1991 (AB1. 
EKD S. 89), wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 9 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe a wird wie folgt geändert: 

aa) Nach den Wörtern ,,Pfarrer und" wer- 
den die Wörter ,,Pfarrerinneri sowie" 
eingefügt. 

bb) Nach dem Wort ,,Amtsträgera werden 
die Wörter ,,und Amtsträgerinnen" 
eingefügt. 

b) Buchstabe b wird wie folgt geändert: 

aa) Nach den Wörtern ,,Pfarrer und" wer- 
den die Wörter ,,Pfarrerinnen sowie" 
eingefügt. 

bb) Nach dem Wort ,,Amtsträger" werden 
die Wörter ,,und Amtsträgerinnen" 
eingefügt. 

2. Artikel 10 erhält folgende Fassung: 

(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland 
kann ihre Angelegenheiten und ihre Beziehungen 
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